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Mit dem Stichwort �green card� ist in der Debatte um die Beschäftigung aus-
ländischer IT-Spezialisten in Deutschland der Blick auf ein klassisches Ein-
wanderungsland gelenkt worden. In den USA gibt es � neben der green card �
seit Anfang der 90er Jahre ein spezielles Verfahren, mit dem hochqualifizierte
Arbeitskräfte befristet beschäftigt werden können. Inzwischen sind dort einige
hunderttausend IT-Fachleute innerhalb des sog. �H-1B-Programms� tätig. In-
sofern lohnt es sich zu fragen, wie in Amerika die Zuwanderung ausländischer
IT-Spezialisten geregelt ist, ob es Probleme gegeben hat und welche Schlüsse
man daraus für die politisch-administrative Umsetzung in Deutschland ziehen
kann.1

1 Siehe zum Thema �green card� auch den IAB-
Kurzbericht Nr. 3/2000 von Werner  Dostal:
�Green card für Computerfachleute � Anwer-
bung kann Ausbildung nicht ersetzen.� Zum
Download unter www.iab.de
2 Es handelt sich um das Fiskaljahr, d. h. von
September bis September des folgenden Jahres.
Die Zahl würde um rund 130.000 höher liegen,
wenn nicht bürokratische Verzögerungen einge-
treten wären. Dies gilt insbesondere für auslän-
dische Studenten, die eine green card und da-
mit ein Daueraufenthaltsrecht beantragten.
3 Die Einbürgerung ist in den USA nach 5 Jah-
ren möglich.

Was bedeutet �green card�?

Ø Außer der �green card� haben
die Amerikaner ein wirksames In-
strument auch zur befristeten Be-
schäftigung ausländischer IT-Spe-
zialisten entwickelt: das sog. �H-
1B-Programm�.

Ø Nach diesem Programm kön-
nen pro Jahr bis zu 115.000 hoch-
qualifizierte ausländische Arbeits-
kräfte in den USA neu aufgenom-
men werden. Eine Erhöhung die-
ser Zahl ist im Gespräch. Etwa
60 % der H-1B-Visa werden an
Personal der High-Tech-Branche
ausgegeben.

Ø Die Befristung kann von drei
auf sechs Jahre verlängert werden;
Familienangehörige dürfen mit-
kommen. Unterstützt der Arbeit-
geber nach Ablauf der Frist den
Antrag auf eine green card, kann
das Daueraufenthaltsrecht erwor-
ben werden.

Ø Die Verdrängung heimischer
Arbeitskräfte, Verzerrungen der
Lohnstruktur und des Wettbe-
werbs zwischen den Firmen haben
zur Kritik am H1-B-Programm
geführt. Auf diese Punkte ist also
auch bei der Implementation der
deutschen Lösung zu achten.

Ø Auch in den USA mehren sich
die Stimmen, nicht nur auf Ein-
wanderung, sondern auch auf Aus-
bildung zu setzen.

Mit der �green card� erhält ein Nicht-
Amerikaner das Recht, auf Dauer in den
Vereinigten Staaten von Amerika zu le-
ben und zu arbeiten. Nach fünf Jahren
kann er die amerikanische Staatsbürger-
schaft beantragen. Diese Regelung un-
terscheidet sich also deutlich von der
befristeten Arbeitserlaubnis für auslän-
dische IT-Spezialisten aus Nicht-EU-
Ländern, die in der gegenwärtigen deut-
schen Diskussion als �green card� be-
zeichnet wird.

Im (letztverfügbaren) Jahr 1998 wurden
in den USA rund 800 000 green cards
ausgegeben.2 Knapp über der Hälfte al-
ler neuen green card - Inhaber befand
sich schon dort. Sie verteilen sich auf
folgende fünf Gruppen:

Ø 39 % waren unmittelbare Familien-
angehörige von US-Staatsbürgern (auch
neu eingebürgerte)3, also Ehepartner,
Eltern und Kinder von US-Amerikanern;

Ø 27 % fielen unter Familienzusam-
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menführung, nämlich vor allem Ehepart-
ner und Kinder von Einwanderern;

Ø 14 % wurden an Flüchtlinge und
Asylbewerber vergeben;

Ø 11 % erhielten aus Arbeitsmarkt-
gründen (employment-based immig-
rants) die green card. Darunter fallen vor
allem Hochqualifizierte und Fachkräfte.

Ø Ca. 6 % wurden aufgrund einer Zu-
fallsauswahl (lottery) ins Land gelassen.
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Der Immigration Act (IMMACT) von
1990 ermöglichte eine stärkere (Dauer-)
Einwanderung aus Arbeitsmarktgründen.
Die Auswahl erfolgt anhand einer Prio-
ritätenliste.4 Die jährliche Quote beträgt
140.000. Neben dieser Kategorie der
Einwanderer (immigrants) gibt es auch
die Kategorie der non-immigrants, die
nur befristet zugelassen werden. Hierzu
zählen z. B. Studenten, Austauschfälle,
oder befristet Beschäftigte. Für unsere
Frage der Zuwanderung aus Arbeits-
marktgründen interessieren die befristet
beschäftigten Arbeitnehmer (temporary
workers), insbesondere jene im sog. H-
1B-Programm für hochqualifizierte Ar-
beitskräfte. Es handelt sich dabei um eine
auf drei Jahre befristete Arbeits- und
Aufenthaltserlaubnis für Hochqualifi-
zierte (sog. H-1B-Visum), die um drei
Jahre verlängert werden kann.5

Das Zulassungsverfahren für befristete
Zuwanderer aus wirtschaftlichen oder

Arbeitsmarkterwägungen wurde 1990
geändert (Immigration Act von 1990).
Bis 1990 war ein Genehmigungsverfah-
ren (certification) vorgesehen. Auslän-
dische Arbeitskräfte wurden nur dann
hereingelassen, wenn der Arbeitgeber
nachwies, dass

1.  keine einheimischen Arbeitskräfte zu
einem vom Arbeitsministerium festge-
legten Lohn gefunden wurden und

2.  die Beschäftigung des ausländischen
Arbeitnehmers keine negativen Auswir-
kungen auf vergleichbare amerikanische
Beschäftigte haben würde.

Der Immigration Act von 1990 erleich-
terte die Zuwanderung von Hochquali-
fizierten, indem nur ein sog. �Bezeu-
gungsverfahren� (attestation) vorgese-
hen wird. Wenn ein amerikanisches Un-
ternehmen einen ausländischen Spezia-
listen einstellen will, muss es nur noch
gegenüber dem Arbeitsministerium be-

Zulassung  von  Zuwanderern  aus  Arbeitsmarktgründen

4 Erste Priorität erhalten z. B. Ausländer mit her-
ausragenden Fähigkeiten, herausragende Profes-
soren und Wissenschaftler, Manager multinatio-
naler Unternehmen. In der zweiten Kategorie fin-
den sich Personen mit Hochschulabschluss. Ehe-
partner und Kinder können mitkommen. Beide
Kategorien machten 1998 ca. 35.000 Personen
aus.
5 Die Familienangehörigen können mitkommen,
erhalten aber keine Arbeitserlaubnis. Im Prinzip
muss der ausländische Arbeitnehmer nach 6 Jah-
ren zurückgehen. Findet er jedoch einen Arbeit-
geber, der seinen Antrag auf eine green card un-
terstützt, erlangt er/sie damit den Immigranten-
status bzw. ein Daueraufenthaltsrecht.
6 Bachelor�s degree ist der erste akademische
Abschluss, der normalerweise drei Jahre Hoch-
schulstudium voraussetzt.

zeugen, dass der übliche Lohn gezahlt
wird (prevailing wage). Damit wird der
Zugang ohne weitere staatliche Kontrolle
geöffnet. Eine staatliche Einflussnahme
kann nur noch dann erfolgen, wenn Be-
schwerden während des Aufenthalts der
ausländischen Fachkraft in den USA auf-
treten. Aufgrund der Bedenken der Ge-
werkschaften wurde die jährliche Zu-
wanderung auf 65.000 Hochqualifizier-
te beschränkt. Normalerweise ist für sie
ein �bachelor degree�6 Voraussetzung für
die betreffende berufliche Tätigkeit. Die-
ser Plafond wurde auf Betreiben des IT-
Sektors ab 1999 auf rund 115.000 ange-
hoben. Die Nachfrage ist aber weiterhin
so groß, dass im Kongress zur Zeit über
eine nochmalige Erhöhung der Quote
diskutiert wird.

Maximal könnten sich also jeweils bis
zu 690.000 (115.000 x 6 Jahre) auslän-
dische hochqualifizierte Arbeitskräfte
auf der Basis dieses Programms in den
USA aufhalten. Ungefähr 60% der H-
1B-Visa betreffen die Hochtechnologie.
Damit liefern sie einen erheblichen Teil
der High-tech-Beschäftigten, deren Zahl
für 1998 auf 4,8 Mill. beziffert wird. In-
teressant ist, dass etwa 40% der H-1B-
Visa an Inder gehen. Die meisten kom-
men von nur drei Hochschulen, die nach
amerikanischen Methoden ausbilden.

Ein- und Zuwanderung in die USA 1996 und 1997

Kategorie 1996*) 1997*)

Einwanderer

Enge Verwandte von US-Bürgern 302.090 322.440
Sonstige Familienzusammenführung 294.174 213.331
Flüchtlinge und Asylbewerber 128.565 112.158
Aus Arbeitsmarktgründen 117.499 90.607
Zufallsauswahl (Lotterie) 58.790 49.374
Sonstige 14.782 10.648

Geschätzte Abwanderung 220.000 220.000

Nicht-Einwanderer

Ausländische Studenten und
Familienangehörige

519.262 514.215

Befristet beschäftigte Arbeitnehmer 274.803 387.085

Illegale Zuwanderung

Festnahmen 1.649.986 1.536.520
Ausweisungen 69.317 114.060
Illegale Bevölkerung (geschätzt) 5.000.000 5.275.000

*) Fiskaljahr jeweils von September bis September.
Schätzungen für die Abwanderung und die illegale Zuwanderung
sind nicht offizielle Angaben.
Quellen: Immigration and Naturalization Service, 1996 Statistical Yearbook (1997);
              Annual Report, Legal Immigration, Fiscal Year 1997.
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Kritik am H-1B-Programm

Neben den Initiativen um eine Aufstok-
kung der Quoten für hochqualifizierte
Zuwanderung gibt es in den USA auch
Kritik am H-1B-Programm. Sie gilt fol-
genden Punkten:

Ø Bevorzugung von jungen Arbeits-
kräften. Die Unternehmen wollen jun-
ge und leistungsbereite Fachkräfte, die
lange Arbeitszeiten akzeptieren. Auslän-
der, die in den USA studieren, sind be-
sonders begehrt.7 Es wird vorgebracht,
dass Ältere diskriminiert werden. Nach
den scharfen Antidiskriminierungs-
gesetzen in den USA wäre es z. B. nicht
zulässig, wenn ein 22 Jahre alter chine-
sischer oder indischer Programmierer
einem 50-jährigem amerikanischen In-
genieur vorgezogen wird, der gerade aus
der Luftfahrtindustrie entlassen wurde.8

Ø Verdrängung von heimischen Ar-
beitskräften. Wie bereits erwähnt, muss
der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeits-
ministerium attestieren, dass er den üb-
lichen Lohn zahlt. Dies wird allerdings
nicht überprüft, da man glaubte, es wür-
den sich bei offensichtlichen Verdrän-
gungen oder Lohnunterbietungen schon
über Beschwerden Wege finden, Fehl-
entwicklungen zu unterbinden. In der
Praxis sind diese aber sehr schwer nach-
zuweisen. Unter anderem auch deshalb,
weil die Rolle der Gewerkschaften oder
Personalvertretungen in den Unterneh-
men sehr schwach ist. Damit wäre die
Beweislast dem Einzelnen aufgeladen.
Außerdem sorgt die seit Jahren sehr gute
Konjunktur für genügend Arbeitsplätze.
Mit einer Arbeitslosenquote von etwa
3 % ist in den USA ja fast Vollbeschäfti-
gung erreicht.

Ø Lohnunterbietung. Die Arbeitgeber
sind gehalten, ortsübliche Löhne zu be-
zahlen. Die Spanne kann jedoch sehr
breit sein, von 40.000 bis 80.000 Dol-
lar. Das Unternehmen kann also selbst

bei nur 40.000 Dollar Entgelt angeben,
es werde der ortsübliche Lohn gezahlt.
Dadurch kann es zu Lohnunterbietung
gegenüber amerikanischen Arbeitskräf-
ten kommen. In der Praxis ist auch dies
nur schwer zu beweisen.

Ø Unfaire Arbeitsvermittlung. Es bil-
deten sich �Vermittlungsunternehmen�
(body shops) welche sich auf das H-1B-
Programm spezialisiert haben. Diese
werben auch im Internet mit dem H-1B-
Visum. Sie stellen z. B. die Programmie-
rer zuerst bei sich ein, um das H-1B-Vi-
sum zu erhalten, und verleihen danach
den IT-Spezialisten gegen erhebliche
Gebühr weiter.

Aufgrund der Kritik gab es zwei Ände-
rungen im H-1B-Programm: Erstmals
müssen seit 1999 eine Verwaltungs-
gebühr von 110 $ und eine Visumgebühr
von 500 $ für jedes H-1B-Visum (bzw.
dessen Verlängerung) bezahlt werden.
Die daraus entstehenden Einnahmen sol-
len als Stipendien für Amerikaner zum
Studium der Informatik verwendet wer-
den. Die zweite Änderung betrifft die
o. a. �body shops�, bei denen mehr als
15% der Arbeitskräfte mit H-1B-Visum
beschäftigt sind. Sie müssen jetzt gegen-
über dem Arbeitsministerium zusätzlich
bestätigen, dass sie versucht hatten, ame-
rikanische Fachleute zu bekommen, und
dass sie keine Amerikaner entlassen ha-
ben, um an deren Stelle ausländische H-
1B-Arbeitskräfte zu beschäftigen.

7 1997/98 waren 480.000 ausländische Studen-
ten an amerikanischen Hochschulen eingeschrie-
ben.
8 Der amerikanische Unternehmer kann z. B. ei-
nen 22-jährigen Chinesen einstellen und nicht den
50-jährigen Amerikaner, solange er den ortsübli-
chen Lohn bezahlt und er vorbringen kann, dass
der junge Chinese der besser Qualifizierte ist.

Politische  Positionen

Die amerikanische Politik hat keinen ein-
heitlichen Standpunkt zur Zahl der H-
1B-Visa. Einigung besteht aber darin,
deren Zahl zu erhöhen. Während der
Präsidentschaftskandidat der Republika-
ner, George Bush, die Zulassungsquoten
erheblich heraufsetzen oder gar ganz
abschaffen will, macht sich der Präsi-
dentschaftskandidat Al Gore die Positi-
on der gegenwärtigen Regierung zu ei-
gen. Diese argumentiert, dass längerfri-
stig die Antwort auf die Qualifikations-
lücke nicht nur im Ausland gesucht wer-
den kann, sondern dass sie zum Groß-
teil durch bessere Ausbildung im eige-
nen Land geschlossen werden muss. Die-
se Position basiert auf der Feststellung,
dass es keine nationale oder generelle
Knappheit an IT-Personal gebe und die
Firmen wegen der Verfügbarkeit der H-
1B-Visa sehr wählerisch sein könnten.
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass
die H-1B-Visa auch deshalb begehrt
sind, weil sie die Möglichkeit bieten,
schließlich legal in die USA einzuwan-
dern. Dies kann � wie erwähnt � dadurch
geschehen, dass ein amerikanischer Ar-
beitgeber gefunden wird, der den H-1B-
Inhaber bei seinem Bemühen um eine
green card unterstützt. Sobald dieser
�immigrant status� erreicht wird, wech-
seln die meisten H-1B-Beschäftigten den
Arbeitsplatz.

Was sagt die Migrationstheorie zu
Arbeitskräftrewanderungen

Bevor Schlussfolgerungen aus den ame-
rikanischen Erfahrungen gezogen wer-
den, ist noch zu fragen, ob und inwie-
weit die Migrationstheorie Erkenntnis-
se zur Zuwanderung von qualifizierten
Arbeitskräften liefern kann.

Wanderungsmotive lassen sich in sog.
Zugfaktoren (pull-factors) und Druck-
faktoren (push-factors) einteilen. Erste-
re sind wirksam, wenn im potentiellen
Einwanderungsland hohe Einkommen
erzielbar sind und zugleich die Möglich-
keit zur Beschäftigung gegeben ist. Letz-
tere bestehen z. B. in mangelnden Be-

schäftigungsmöglichkeiten, in Arbeitslo-
sigkeit oder niedrigem Einkommen im
Heimatland. Liegen beide Faktoren in
zwei Ländern vor, besteht zwischen ih-
nen prinzipiell ein Wanderungsgefälle.
Damit legale Wanderungen tatsächlich
erfolgen, müssen für die betreffenden
Arbeitnehmer Transparenz gegeben und
die Zuwanderung gesetzlich erlaubt sein.
Außerdem dürfen möglichst wenige son-
stige Barrieren vorliegen wie sprachli-
che und kulturelle Unterschiede oder
große räumliche Distanzen.
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Wanderungsentscheidungen werden
nicht nur von den absoluten Einkom-
mensdifferenzen zwischen Herkunfts-
und Zielland bestimmt, sondern auch von
der relativen Höhe der  Einkommen im
Heimatland: Hat man ein �sozial akzep-
tables� Einkommen im Heimatland,
muss die Einkommensdifferenz zum
Zielland schon erheblich sein, um jeman-
den zum Fortzug zu bewegen. Anders
sieht es natürlich aus, wenn im Heimat-
land nur ein Armutseinkommen erzielt
wird.

In der Migrationstheorie wird auch die
Bedeutung von Netzwerken (networks)
hervorgehoben. Netzwerke vermitteln
Informationen über das gewünschte Ziel-
land. Die Kenntnis kann sich ergeben aus
früheren Beziehungen, oder dadurch,
dass es schon Migranten gibt, die für ihre
Landsleute den Zuzug leichter machen.
Das Vorhandensein von Netzwerken be-
stimmt vor allem die Richtung von
Wanderungsströmen, kann aber auch ei-
nen sich selbst verstärkenden Effekt ha-
ben. Beispiele aus der Vergangenheit
sind Algerier in Frankreich und Türken
in Deutschland (Nachzug). Kulturelle
und räumliche Nähe spielen ebenfalls
eine Rolle.

Schlussfolgerungen

Was lässt sich aus diesem kurzen Abriss
zur Migrationstheorie schließen? Wenn
auch die Wanderungen von Hochquali-
fizierten nicht so ohne weiteres in dieses
Muster passen, ergibt sich doch folgen-
des: Ein Wanderungssog (höheres Ein-
kommen in Deutschland, Arbeitskräfte-
bedarf) gegenüber einer Reihe von po-
tentiellen Abgabeländern dürfte prinzi-
piell existieren. Bei der Frage von Netz-
werken muss bereits differenziert wer-
den: Es gibt schon eine große Zahl von
Menschen aus den zentral- und mittel-
europäischen Staaten in Deutschland,
dagegen noch keine �indische commu-
nity�.

Hinzu kommt die räumliche und kultu-
relle Distanz einschließlich der Sprach-
probleme. In der Diskussion um die Zu-
wanderung von IT-Spezialisten aus In-
dien wird die Notwendigkeit der Kennt-
nis der Sprache des Ziellandes ausge-
blendet � selbst wenn am Arbeitsplatz

Englisch gesprochen werden kann. Wie
soll jemand in einem Land zurecht kom-
men und sich wohlfühlen, wenn er des-
sen Sprache nicht kennt? Wie soll er mit
der Verwaltungsbürokratie klarkommen?
In Indien spricht der besser Ausgebilde-
te auch gut Englisch. Auswanderungs-
ziele werden deshalb in erster Linie die
englischsprachigen Länder bleiben, weil
es dort häufig bereits eine indian
community gibt und Akzeptanz- und
Diskriminierungsprobleme geringer
sind.

Eine Wanderungsentscheidung wird
überdies auch danach getroffen, welche
Perspektiven des Aufenthalts geboten
werden: nur befristet, verlängerbar, oder
schließlich auch auf Dauer, mit oder
ohne Familienangehörige? Warum soll-
ten also überall gesuchte IT-Spezialisten
gerade aus Indien jetzt massenhaft nach
Deutschland kommen? Eine etwas ande-
re  Situation könnte sich bei den zentral-
und ost-europäischen Staaten ergeben.
Hier liegt neben der räumlichen auch
eine kulturelle Nähe vor, Landsleute le-
ben schon hier (z. B. 280.000 Polen), die
deutsche Sprache ist verbreitet. Aller-
dings ist zu bedenken, dass eine ganze
Reihe der zentral- und osteuropäischen
Staaten einen Aufholprozess durchläuft
und sich deren wirtschaftliche Situation
in Zukunft verbessern dürfte, was den
Wanderungsdruck dämpft.

In der IT-Branche werden hohe Wachs-
tumsraten erwartet. Deshalb steigt auch
weltweit der Bedarf an IT-Spezialisten.
Eine Reihe von Ländern, allen voran die
USA, haben bereits seit einiger Zeit die
Tore für derartige Spezialisten geöffnet.9

Deutschland befindet sich also im Wett-
bewerb um derartige Fachleute. Damit
spielen nicht nur Gehaltsunterschiede,
sondern auch der Aufenthaltsstatus,
Familiennachzug, Akzeptanz und das
soziale und kulturelle Umfeld bei uns
eine Rolle. Insofern dürften Befürchtun-
gen einer Überflutung mit Fachkräften
aus Drittländern kaum gerechtfertigt
sein. Denn neben den Motiven für eine
Abwanderung gibt es auch solche, die
das Bleiben lohnenswert erscheinen las-
sen � selbst bei großen Lohnunter-
schieden.10

Das Beispiel Amerika und die Mig-
rationserfahrungen der Vergangenheit
zeigen im übrigen, dass man bei der Im-

plementierung eines befristeten Zu-
wanderungsprogramms für hochqualifi-
ziertes Personal aus Drittländern umsich-
tig vorgehen soll. Es muss wohl dosiert
und gesteuert sein, wenn es nicht zu Ver-
drängungen oder Verzerrungen der
Lohnstruktur und des Wettbewerbs zwi-
schen den Firmen kommen soll. So ist
darauf zu achten, dass ausländische Ar-
beitskräfte nicht über einen niedrigeren
Lohn heimische Arbeitskräfte verdrän-
gen, was Ressentiments zusätzlich schü-
ren könnte. Die amerikanische Vorge-
hensweise ist überlegenswert, als Zu-
lassungskriterien einen Hochschulab-
schluss und/oder ein deutschen IT-Fach-
leuten vergleichbares Einkommen fest-
zulegen. Nachahmenswert könnte auch
die Erhebung einer Gebühr sein, die für
die IT-Ausbildung von einheimischen
Kräften verwendet werden könnte. Ähn-
lich dem amerikanischen Vorgehen
könnten auch ausländische Absolventen
von deutschen technischen Hochschulen
bevorzugt werden.

Erhalten nur bestimmte Sektoren die
Erlaubnis, werden andere Branchen �
wie schon geschehen � gleiches Recht
für alle fordern. Die Migrationserfahrung
zeigt im übrigen, dass nichts dauerhaf-
ter ist als ein befristet zugewanderter Ar-
beitnehmer (nothing is more permanent
than a temporary worker). Ist der Arbeit-
geber mit dem IT-Spezialisten zufrieden,
wird er Mittel und Wege finden, dessen
Aufenthalt zu verlängern. Im Hinblick
auf den sich abzeichnenden dramati-
schen Bevölkerungsrückgang und den
damit zu erwartenden Mangel an Ar-
beitskräften in Deutschland wäre dies ja
nicht das Schlechteste.11

9 Ca. 14% aller Natur- und Ingenieurwissen-
schaftler in den USA sind nicht-amerikanischer
Herkunft (foreign-born). Zum internationalen
Vergleich der Zulassungsbestimmungen siehe
Wolfgang Ochel (2000): Rekrutierung hochqua-
lifizierter Arbeitskräfte im Ausland � zur Praxis
anderer OECD-Länder, in Ifo-Schnelldienst 8/
2000, S. 9 ff.
10 Zur Diskussion der Wanderungsmotive und
Hemmnisse siehe IAB-Kurzbericht Nr. 7/17. 8.
1999
11 Zum �Brain Gain durch IT-Gastarbeiter� siehe
das gleichlautende Editorial von Prof. Thomas
Straubhaar im Wirtschaftsdienst Nr. 3/2000, S.
134-135
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